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Deutschland

Es waren große Worte, wie in Stein
gemeißelt. „Unsere Verpflichtung
zur kollektiven Verteidigung ist fel-

senfest, jetzt und auch in der Zukunft“,
sagte Nato-Generalsekretär Anders Fogh
Rasmussen vor gut einer Woche, einmal
in Polens Hauptstadt Warschau und noch
am selben Tag fast wortgleich in Estlands
Hauptstadt Tallinn. Zuvor hatte der US-
Botschafter in Lettland auf einer dortigen
Militärbasis vor lettischen und amerikani-
schen Soldaten ebenso kernig geklungen:
Die Nato-Partner und Lettland stünden
„Schulter an Schulter“. 

Es waren gut gemeinte, aber ziemlich
leere Worte, mehr ein Pfeifen im Wald.
Die Balten und die Polen ahnen das. Der
Nato-Generalsekretär weiß es. 

Im Kern besteht das westliche Verteidi-
gungsbündnis aus einem Versprechen, das
sich die 28 Mitgliedstaaten in Artikel 5 des
Nato-Vertrags gegenseitig geben: Ein An-
griff auf einen ist ein Angriff auf alle. Der
Artikel legt fest, dass im sogenannten Bünd-
nisfall jeder Mitgliedstaat nach seinen Mög-
lichkeiten dem attackierten Nato-Partner
zur Hilfe eilen soll. Wegen mehrerer Gra-
natenangriffe aus dem benachbarten Sy-
rien erwog zuletzt die Türkei Ende 2012,
Hilfe unter Artikel 5 anzufordern. Seitdem
stehen auch zwei deutsche Staffeln „Pa-
triot“-Luftabwehrraketen dort als Schutz. 

Was also, wenn die Balten Artikel 5 „zie-
hen“, wie es im Nato-Jargon heißt. Was,
wenn es Russland auf eine Destabilisierung
baltischer Staaten mitsamt militärischen
Drohgebärden anlegt? Oder gar die Gren-
zen zu Estland und Lettland verletzt? 

Diese Szenarien werden in der Nato der-
zeit ausführlich diskutiert, ebenso im Ber-
liner Verteidigungsministerium. „Russ-
lands Fähigkeit und Absicht, ohne große
Vorwarnung bedeutsame Militäraktionen
zu unternehmen, stellt eine weitreichende
Bedrohung für den Erhalt von Sicherheit
und Stabilität in der Euro-Atlantischen
Zone dar“, heißt es nach SPIEGEL-Informa-
tionen im Entwurf für eine umfassende,
geheime Nato-Bestandsaufnahme. „Russ-
land ist fähig, kurzfristig und an beliebi-
gem Ort eine militärische Bedrohung von
lokaler oder regionaler Größe aufzubauen.
Das ist sowohl destabilisierend als auch
bedrohlich für jene Alliierten, die eine
Grenze mit Russland haben oder in seiner
nahen Nachbarschaft leben.“

Vor sechs Monaten wären solche Sätze
in einem Nato-Papier kaum denkbar ge-

wesen. Aber die Krise erst auf der Krim
und nun in der Ostukraine hat viele Ge-
wissheiten infrage gestellt. Auch die, dass
es einen bewaffneten Konflikt in Mittel -
europa nie mehr geben wird. 

Verschiedene Papiere werden in diesen
Tagen von den zuständigen Militärs und
den politischen Abteilungen der Nato zu-
sammengefasst, manche davon unter den
höchsten Geheimhaltungsstufen, wie es
heißt. Anfang der Woche sollen die Be-
richte an die politische Spitze der Nato in
Brüssel übermittelt werden, am 3. und 
4. Juni tagen die Verteidigungsminister des
Bündnisses, wenig später die Außenminis-
ter. Auch wenn die Texte wie in solchen
Fällen üblich diplomatisch noch ein wenig
entschärft werden dürften, bleiben sie so
ernüchternd wie brisant. Vermutlich sind

sie der Beginn einer langen Debatte über
die Handlungsfähigkeit der Nato, ihre stra-
tegische Ausrichtung und die Höhe der na-
tionalen Verteidigungsbudgets. 

Zugrunde liegt ein in Nato- und Regie-
rungskreisen übereinstimmend bestätigtes
Lagebild: Das Bündnis sähe sich derzeit
außerstande, das Baltikum mit konventio-
nellen Mitteln zu verteidigen, also mit Pan-
zern, Flugzeugen und Bodentruppen. Eine
Nato-Sprecherin sagt dazu: „Wir überar-
beiten und aktualisieren derzeit unsere
Verteidigungspläne und erwägen auch län-
gerfristige Maßnahmen.“ 

Der langjährige EU-Außenexperte El-
mar Brok (CDU) hingegen spricht es aus:
„Als die baltischen Staaten in die Nato auf-
genommen wurden, gab es keine militäri-
sche Bedrohung durch Russland. Das
Bündnis hat sich an das Abkommen mit
Russland gehalten und keine Truppen öst-
lich der Elbe stationiert. Da sich die Politik
Putins nun zu ändern scheint, muss die
Nato eine Antwort finden. Derzeit könnte

das Bündnis das Baltikum mit konventio-
nellen militärischen Mitteln nicht schüt-
zen.“

Das ist der entscheidende Satz, und im
Berliner Verteidigungs- und Außenminis-
terium sieht man es genauso. Es würde
etwa ein halbes Jahr vergehen, bevor die
Bündnisstaaten – wenn überhaupt – zu ei-
ner angemessenen Reaktion fähig wären.
„Wir kämen nicht einmal rechtzeitig zur
Siegesfeier der Russen“, sagt ein Regie-
rungsexperte. Die existierenden, vagen
Einsatzpläne seien „alle veraltet“. Das Ein-
satzführungskommando der Bundeswehr
steht mittlerweile in engem Kontakt mit
der Nato, so soll möglichst rasch wenigs-
tens ein Notfallkonzept erarbeitet werden. 

Politisch jedoch fürchtet die Bundes -
regierung eine Diskussion über neue west-
liche Militärpläne. Im Konflikt mit Russ-
land setzen Kanzlerin und Außenminister
auf Diplomatie mit langem Atem. Was
Russland als Muskelspiel des Westens ver-
stehen könnte, führe „direkt ins Desaster“,
heißt es in Berlin. Noch dazu sei es in der
deutschen Bevölkerung höchst unpopulär,
die Nato unter der Prämisse aufzuwerten,
dass der Westen sich auch für eine militä-
rische Auseinandersetzung mit Russland
wappnen müsse. Eine Erhöhung der Ver-
teidigungsausgaben kommt für die Kanz-
lerin nicht infrage. Eine unkontrollierbare
deutsche Debatte unter dem Motto „Ster-
ben für das Baltikum?“ erst recht nicht. 

Am Problem ändert das nichts. Wäre
die Nato trotz der feierlichen Artikel-5-
Verpflichtung unfähig, ebenbürtig auf ein
Vordringen Russlands zu reagieren, könnte
das Bündnis daran zugrunde gehen. Es hät-
te jenes Versprechen gebrochen, das seine
Existenz rechtfertigt. 

Ist es womöglich genau das, was Russ-
lands Präsident Wladimir Putin anstrebt,
fragt man sich in der Bundesregierung. Die
Ausdehnung der Nato auf das Territorium
ehemaliger Sowjetrepubliken und Staaten
des Warschauer Paktes war aus seiner
Sicht die zentrale Demütigung und Provo-
kation für Russland. Sie befeuerte alle ech-
ten oder vermeintlichen Ängste vor Ein-
kreisung. Wenn er könnte, würde Putin
die Nato-Osterweiterung rückgängig ma-
chen, so die Einschätzung Angela Merkels. 

Die Kanzlerin hat zwar mehrfach öf-
fentlich betont, dass die Sicherheitsgaran-
tie des Nato-Artikels 5 gilt. Aber da auch
sie das Szenario eines Angriffs auf das Bal-
tikum schon bis zum bitteren Ende durch-
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Nato-Generalsekretär Rasmussen
Gegenüber steht eine modernisierte Armee

Szenario mit bitterem Ende
Nato Die Krise in der Ukraine hält an, Polen und Balten rufen nach militärischem Schutz. Aber
das Bündnis hat wenig zu bieten. Im Angriffsfall würde es eher zerbrechen als kämpfen. 



dacht hat, ist die Furcht vor dem Fall des
Falles groß. Selbst Merkel weiß nicht, was
für Putin wirklich noch tabu ist. 

Das Ganze, so sagt einer aus dem Re-
gierungslager, erinnere an die Höhepunkte
der Euro-Krise im Jahr 2012. Damals galt
das Auseinanderbrechen des Euro als so
unwahrscheinlich wie jetzt ein militäri-
scher Angriff Russlands auf das Baltikum.
Dennoch rechnete das Bundesfinanz -
ministerium vorbeugend durch, welche
Folgen ein Ende des Euro hätte. Heute
geht es um das westliche Verteidigungs-

bündnis. Der Unterschied: 2012 hatten es
Regierungen und Euro-Zentralbank in der
Hand, den Euro zu retten. In der Ukraine-
Krise jedoch führt Russland Regie. Balten
und Polen fühlen sich ausgeliefert. 

Und Wladimir Putin zündelt in der Re-
gion bereits, so nimmt es zumindest die
Bundesregierung wahr. Ein Abkommen
zum Austausch militärischer Daten mit
Lettland ließ der russische Präsident kün-
digen. Vor knapp zwei Wochen unter-
zeichnete er einen Erlass, den im Baltikum
noch lebenden Weltkriegsveteranen der

Roten Armee bis zu ihrem Tod eine Art
Ehrensold aus seiner Staatskasse zu ge-
währen – allerdings nur jenen mit speziel-
len Pässen für die russischen Minderheiten
in den Ländern. In Berlin erinnert man
daran, wie Putin in der Krim-Krise den
dortigen Beamten versprach, ihre Gehälter
drastisch zu erhöhen, wenn die Halbinsel
erst russisch sei. 

Auch in Polen wächst die Verunsiche-
rung, und der Unmut richtet sich gen Wes-
ten. Das eigene Land sei nur Mitglied zwei-
ter Klasse in der Nato, ist in Warschau
 dieser Tage oft zu hören. Der polnische
Außenminister Radoslaw Sikorski fordert
immer deutlicher eine Rückkehr zu alten
Tugenden und Pflichten: „Die Nato muss
in Polen das tun, was sie in allen anderen
Ländern getan hat: Es gibt Basen in Groß-
britannien, Spanien, Deutschland, Italien
und der Türkei. Das sind sichere Plätze.
Doch da, wo Basen wirklich nötig wären,
gibt es sie nicht.“ Es müsse noch viel getan
werden, damit das Bündnis die Sicherheits-
garantien aus Artikel 5 auch wirklich ge-
ben könne. Es gehe darum, die Nato-In-
frastruktur zu schaffen, die es auch im
 Westen gebe: Flughäfen, Häfen und Kom-
munikationseinrichtungen. 

Tatsächlich hat die Nato nach Ende des
Kalten Krieges etliche Jahre keine neuen
Operationspläne für einen Angriff aus dem
Osten auf einen der neuen Nato-Partner
mehr erstellt. Auch wurden keine Truppen
in den neuen Mitgliedstaaten stationiert,
sondern die Beziehungen zu Moskau ge-
pflegt. Russland sollte fortan Partner, nicht
Gegner sein. „Out of area or out of busi-
ness“, so hieß das neue Leitmotiv, entwe-
der engagiere sich das Bündnis außerhalb
Europas, oder es könne zusperren. 

Dieses Manöver weg von der Landes-
verteidigung hin zur Weltpolizei holt die
Nato nun ein. Aus dem Ende des Kalten
Krieges sei der Schluss gezogen worden,
so das vertrauliche Nato-Papier für die
Verteidigungsminister, „dass jene Fähig-
keiten reduziert werden könnten, die dazu
benötigt werden, in konventionellen, groß-
angelegten, hoch-intensiven Konflikten in
Europa zu kämpfen“. In einigen Fällen sei-
en „ganze Fähigkeitsbereiche aufgegeben
oder umfangreich reduziert worden“.

Zugleich haben viele Nato-Länder ihre
Wehretats massiv und ohne nennenswerte
Koordination untereinander gekürzt. Im
Jahr 2010 hatten laut Nato-Bericht 16 Mit-
gliedstaaten ihre Ausgaben inflationsbe-
reinigt unter das Niveau von 2008 ge-
drückt. Im Jahr 2011 galt das für 18 Staaten,
und 2014 wird es absehbar für 21 Staaten
gelten. Die deutschen Verteidigungsaus-
gaben schrumpften zwischen 2009 und
2014 von 1,44 Prozent des Bruttosozial-
produkts auf 1,29 Prozent. Der Durch-
schnitt aller europäischen Mitgliedstaaten
beträgt weniger als 1,5 Prozent; zwei Pro-
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Awacs-Aufklärer der Nato
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zent sind offizielles Ziel der Nato. In eini-
gen Ländern liegt die Quote sogar unter
 einem Prozent. So könnten die schon 
jetzt lückenhaften Verteidigungsstrukturen
nicht aufrechterhalten werden, heißt es in
dem Bericht. Doch für ein Umdenken in
Europa gebe es „trotz der Aktionen der
Russischen Föderation in den vergangenen
Monaten kaum Anzeichen“. 

Intern werden Nato-Militärs noch deut-
licher: Es gebe Schwächen bei Panzertrup-
pen und Infanterie. Die Minen- und U-
Boot-Bekämpfung sei ebenso vernachläs-
sigt worden wie die Flugabwehr mit Flak
und „Patriot“-Raketen. Piloten würden
kaum noch für den Luftkampf trainieren;
Übungen mit großen Verbänden – Fehl-
anzeige. Stattdessen konzentrierten sich
die Armeen der Nato-Staaten auf den
Häuserkampf in kleinen Einheiten. Fazit:
Die Nato hat von der Kraft für einen
 Bodenkrieg mit großen Truppenverbänden
in Europa gefährlich viel eingebüßt. 

Lediglich die Schnelle Eingreiftruppe
der Nato (NRF) probte 2013 mit rund 
6000 Mann bei der Übung „Steadfast
Jazz“ einen Einsatz in Polen und im Bal-
tikum. „Die Übung zeigte, dass die NRF
ihren Auftrag im Baltikum, in Polen oder
an jedem anderen Ort in der Allianz er-
füllen kann“, erklärt eine Nato-Sprecherin. 

Dem gegenüber steht eine massiv mo-
dernisierte russische Armee. Westliche Mi-
litärexperten beobachten seit Längerem,
dass Russland seine militärischen Fähig-
keiten ausbaut und trainiert. So fliegen
russische Langstreckenbomber regelmäßig
über die Ostsee in Richtung Großbritan-
nien, russische Piloten absolvieren konti-
nuierlich mehr Flugstunden, einstmals
 marodes Militärgerät wird beständig mo-
dernisiert. Die Russen, heißt es unter west-
lichen Militärexperten, „haben inzwischen
wieder Fähigkeiten und Systeme, über die
man nicht mal eben hinweggehen kann“. 

Im Herbst 2013 rückten über 60000 Mann
zu einer großangelegten russisch-weißrus-
sischen Militärübung aus. Dabei wurden
westliche Radars gestört, sodass das Manö-
ver nicht beobachtet werden konnte. Der
Name der Übung: „Sapad-2013“ (Westen-
2013). Westliche Politiker hätten zu lange
„eine gewisse Unterschätzung des russi-
schen Modernisierungswillens gepflegt“
und diesen nicht als Bedrohung empfunden,
heißt es in Sicherheitskreisen. 

Die Nato habe ihre Ostflanke sträflich
„vernachlässigt“, sagt Roman Kuzniar, Be-
rater des polnischen Präsidenten Bronislaw
Komorowski. „Auch wir in Polen haben
geglaubt, dass Russland sich ändern und
sich Europa annähern will. Dass es nicht
mehr in Kategorien von militärischer Stär-
ke und den Einflusszonen wie 19. Jahrhun-
dert denkt. Wir haben uns getäuscht.“

Nikolaus Blome, Mathias Gebauer, Ralf Neu kirch,
Jan Puhl, Gordon Repinski, Christoph Schult

SPIEGEL: Herr Platzeck, als Vorsitzender
des Deutsch-Russischen Forums haben Sie
am Donnerstag in Berlin eine Konferenz
mit dem Putin-Vertrauten Wladimir
 Jakunin veranstaltet, der wegen seiner
Unterstützung für die Annexion der 
Krim auf der Sanktionsliste der Ameri -
kaner steht. War das nicht ein falsches
Signal?
Platzeck: Gerade wenn es nicht gut läuft,
muss man versuchen, miteinander zu re-
den. Wir müssen alle verbliebenen Ge-
sprächsbrücken nach Russland nutzen.
Viele gibt es ja nicht mehr. 
SPIEGEL: Die Konferenz bot Jakunin eine
Plattform für homophobe Sprüche. Was
bringen Gespräche mit einem Mann, der
Stimmung gegen Homosexuelle macht?
Platzeck: Gespräche können Denkprozesse
auslösen. Auch jemand wie Jakunin wird
sein Denken und Handeln prüfen. Ich je-
denfalls habe mit deutlichen Worten einen
Anstoß versucht. 

SPIEGEL: Die Bundesregierung bemüht sich
um eine geschlossene Haltung des Westens.
Wird das nicht durch solche Veranstaltun-
gen konterkariert? 
Platzeck: Nein. Ich erinnere nur: In der Zeit
des Kalten Krieges wurde jeder, der Kon-
takte nach Osten hatte, angegriffen, bis
hin zum Vorwurf des Vaterlandsverrats.
Aber ohne den Mut von Egon Bahr und
Willy Brandt, nach Moskau zu gehen, ohne
deren Politik „Wandel durch Annäherung“
hätte es den demokratischen Aufbruch des
Jahres 1989 und die Wiedervereinigung
nicht gegeben. Man gibt seine Überzeu-
gungen nicht auf, wenn man versucht, die
Motive des anderen zu verstehen. 
SPIEGEL: Sind Sie ein Russlandversteher?
Platzeck: Ich jedenfalls bin in der DDR un-
ter Russen groß geworden. 
SPIEGEL: Haben Ostdeutsche mehr Verständ-
nis für Russland als Westdeutsche?
Platzeck: Meine westdeutschen Freunde sa-
gen mir, dass es bei ihnen ein ständiges
Bedrohungsszenario gab. Immer hieß es:
Die Russen kommen. Für Konrad Ade -
nauer fing Sibirien gleich hinter der Elbe
an. Wir Ostdeutschen aber fuhren zum
Schüleraustausch in die Sowjetunion.
SPIEGEL: Kann es sein, dass sich Ostdeutsche
mehr mit Russland identifizieren, weil sie
von der Wende enttäuscht sind?
Platzeck: Unsinn. Jetzt fehlt nur noch der
Vorwurf, dass wir Ostdeutschen mit der
Demokratie nicht wirklich warm gewor-
den sind. Kürzlich hieß es in einer Zei-
tung, den Deutschen sei die Demokratie
ja von außen geschenkt worden. Nicht
allen! Wir Ostdeutschen haben sie uns
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„Putin ist ein
Realist“
Beziehungen Matthias Platzeck
(60, SPD), ehemaliger Minister -
präsident Brandenburgs, erklärt,
warum die Ostdeutschen mehr
 Verständnis für Russland haben.


